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1. Einleitung

Politische Akteure wie Parteien, Verbände,Nichtregierungsorganisationen und an-

dere Intermediäre werden auf besondere Weise durch die Digitalisierung und di-

gitale Transformation herausgefordert. Unter Digitalisierung wird im Folgenden

nicht nur rein technisch, sondern breiter die Verbreitung und Durchdringung po-

litischer Sphären und Lebenswelten durch digitale Mittel und Kanäle verstanden

(Wright 2012). »Digitalisierung, verstanden als zunehmende Omnipräsenz, Aus-

breitung und Distribution elektronischer Kommunikationsformate und -inhalte,

vornehmlich, aber nicht nur über das Internet« ist dannmit massiven Transforma-

tionsprozessen verbunden – sowohl auf der inhaltlichen, wie auch der technischen

Ebene (Borucki/Jun 2018, 31). Zumindest auf den hier fokussierten Fall der Bundes-

republik Deutschland mit ihrem parlamentarischen Repräsentativsystem trifft zu,

dass Parteien als zentrale Akteure eines Staates nicht nur vor der Aufgabe stehen,

sich selbst und ihre Organisationsstruktur an die Digitalisierung anzupassen, son-

dern auch ihre vielfältigen Vermittlungsleistungen zwischen Staat undGesellschaft

an die gewandelten Umweltbedingungen anzupassen. Das impliziert, dass gerade

für Parteien, die über Sonderfunktionen (Rekrutierung politischen Führungsper-

sonals, politische Willensbildung, Partizipation, Interessensartikulation, Mobili-

sierung u.v.a.) im politischen System verfügen, besondere Bedingungen und Her-

ausforderungen gelten (Jun 2013; Sartori 2005). Etwa die schon immer von Parteien

geleistete bzw. intendierte Integration unterschiedlicher Mitgliedergruppen bzw.

Flügel, die Ansprache von immer disparater und polarisierter werdender Wähler-

gruppen über Wahlkampfkommunikation (Dreyer/Bauer 2019; Garcia et al. 2015;

Prior 2013; Wang 2014), die Mobilisierung und Bindung über Wahlkämpfe hinaus

(Caruso 2015; Lilleker/Koc-Michalska 2016; Loveless 2010; Neyazi et al. 2016; Niel-

sen 2011; Segesten/Bossetta 2017) sowie die Kommunikation über politische Pro-

jekte und Entscheidungen in der Regierungsarbeit (Borucki 2014). All diese Aufga-

ben betreffen verschiedene Teile von Parteien (Führung, Funktionärsebene, Basis

[Key 1953] und verschiedene Verantwortungsstufen – je nach dem, in welcher Po-
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sition innerhalb des politischen Systems und des Parteiensystems sich eine Par-

tei befindet [Regierungs- oder Koalitionsverantwortung in Bund, Land, Kommu-

ne, Opposition: Niedermayer 2013, 70]) und wie die konkrete Ausgestaltung des

Parteiensystems ist (entlang von Konfliktlinien oder als Typologien: Niedermayer

2013). Dabei ist noch völlig unklar, sowohl seitens der Forschung als auch seitens

der Praxis, welche Folgen und Auswirkungen die Einführung digitaler Verfahren

und Beteiligungsinstrumente für die Parteiorganisation bedeutet, und das, obwohl

mit verschiedenen Experimenten z.B. zu virtuellen Ortsvereinen seit den 1990ern

Wissen zum Umgang mit dem ›Neuland‹ in Parteien gesammelt wurde.

Der Beitrag diskutiert auf dieser Basis, welche Bereiche und Perspektiven die

Parteienforschung bislang betrachtet hat, wenn es um Fragen der Digitalisierung

politischer Parteien geht. Dabei wird

1. Erstens das Augenmerk auf den Forschungsstand dahingehend gelegt, als dass

zunächst aufgezeigt wird, welche Bereiche die deutsche und europäische Par-

teienforschung im Hinblick auf Digitalisierung bisher betrachtet haben und

welche nicht. Hierzu fokussiere ich auf die folgenden Felder innerhalb der

Parteienforschung: A) Parteienwandelforschung, B) Parteientypenforschung,

C) Innerparteiliche Strukturen und Organisation, D) Kandidaten, Leadership

und Kommunikation sowie E) Policies und Programmatik (Abschnitt 2).

2. Zweitens wird eruiert, welche Szenarien Forscher in diesem Bereich entwickelt

haben und zu welchen Folgerungen die Forschung im Feld zu den bisher em-

pirisch noch nicht nachgewiesenen ›digitalisierten Parteien‹ oder »Cyber Par-

teien« (Margetts 2006) gelangt ist. Allgemeiner zum Zusammenhang zwischen

Internet und Demokratie eröffnete zunächst die Differenz zwischen Technik-

deterministen und Technikpessimisten das Spektrum der Betrachtungen, in

dem sich allgemeine Entwürfe zum Potenzial der Digitalisierung entfalteten

(zumÜberblick: Kneuer 2013; Kneuer/Salzborn 2016). Daran anschließend, und

mit zunehmender Ausdifferenzierung der Interaktionsmöglichkeiten im Netz,

wurden daraus die Normalisierungs- und Transformationshypothesen (rein-

forcement vs. empowerment) entwickelt. Erstere besagt, dass sich bestehen-

de Ungleichheiten auch in digitalen Umwelten fortsetzen, wohingegen letztere

von einer Transformation und Veränderung (oftmals zumBesseren) der Demo-

kratie durch das Internet ausgeht. Die Transformationsthese gilt inzwischen

als widerlegt, wie noch erläutert wird, wohingegen sich die Normalisierungs-

these insbesondere in der effektiven Verstärkung bereits bestehender analoger

Ungleichheiten im Digitalen als noch wirkmächtiger erweist und inzwischen

in Deutschland eher Negativszenarien zur Zukunft digitaler Demokratie do-

minieren (Abschnitt 3).

3. Drittenswird ein Fokus darauf gelegt,welchemöglichen zentralen Forschungs-

bereiche für die Parteienforschung in der Zukunft von besonderer Relevanz
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sind, wenn es darum geht, den Umgang zentraler Intermediäre wie politische

Parteien mit der Digitalisierung und ihren Folgen analytisch einzuordnen. In

diesem Teil geht es darum, aufzuzeigen, wo das Augenmerk auf unerforschte

Bereiche gerichtet werden sollte. Hierbei wird die Position vertreten, dass sich

die Parteienforschung mittlerweile fast schon zu kleinteilig Einzelphänome-

nen widmet und dabei die Zusammenhänge nicht nur mit dem Parteiensys-

tem, sondern auch dem politischen System aus dem Blick verliert (Wiesendahl

2013, 47). Eine singuläre Betrachtungsweise führt insofern kaum zu einer um-

fassenden Erschließung des Gegenstands,weil Digitalisierung auch im Feld der

politischen Parteien quer zu allenThemen und Bereichen liegt und den Gegen-

stand organisatorisch, technisch, sozial, gesellschaftlich und damit inhaltlich

wie personell und strukturell durchdringt. Damit sind also viele Ebenen und

Dimensionen verbunden, die es in der geneigten Forschung zu adressieren gilt

(Abschnitt 4). In dieser Hinsicht versteht sich der Beitrag als ein Aufruf zu einer

intradisziplinär integrativ orientierten Parteienforschung.

2. Systematische Einordnung des Gegenstands
»Digitalisierung und Parteien«

Wie eingangs erwähnt, handelt es sich bei Digitalisierung um einen allumfassen-

den Prozess, der auch und gerade nicht vor Parteien halt macht. Dies ist deshalb

der Fall, weil Parteien mehr noch als andere Organisationen im Zentrum des po-

litischen Geschehens und damit der öffentlichen Aufmerksamkeit – insbesondere

der Massenmedien – stehen. Wie genau sich Parteien jedoch der Digitalisierung

zuwenden oder nicht, wie sie mit dieser Transformation umgehen und welche In-

strumente und Praktiken an dieser Stelle zum Einsatz kommen, sind eher blinde

Flecken der politikwissenschaftlichen, insbesondere vergleichenden, Auseinander-

setzung mit Parteien, wie nun ausgeführt wird.

Der Forschungsstand zu Parteien allgemein aus Perspektive der Parteienwan-

delforschung, die Parteienwandel als »evolutionären Entwicklungsprozess« (Wie-

sendahl 2010b, 92) konzipiert, lässt sich fragmentarisch in folgende Bereiche un-

tergliedern: A) Parteienwandelforschung, B) Parteientypenforschung, C) Innerpar-

teiliche Strukturen und Organisation, D) Kandidaten, Leadership und Kommuni-

kation sowie E) Policies und Programmatik (Tabelle 1). Dabei ist allerdings anzu-

merken, dass Parteienwandel als übergreifende Kategorie für die anderen vier zu

sehen ist, je nachdem,wie Party Change operationalisiert wird: Als Ursache für Ver-

änderung, als auslösendes externes oder internes Moment von Veränderung oder

als Ergebnis von Reformen. Insofern sind die Bereiche B) bis E) auch, aber nicht

nur, unter Parteienwandel zu subsumieren. Eine weitere übergreifende Kategorie

aus der Parteienforschung ist die Parteiorganisationsforschung, welche die Berei-
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che C) bis E) umfassen kann, je nachdem wie der Begriff der Parteiorganisation

ausgedeutet wird (vgl. Abbildung 1 und Korte et al. 2018).

Tabelle 1: Darstellung der wesentlichen inhaltlichen Bereiche der Parteienforschung mit

Beispielstudien und Metaanalysen zu digitalen Themen. Eigene Darstellung.

A) Die Parteienwandel- und Parteiensystemforschung beschäftigt sich in zwei

Hauptsträngen vor allem mit Fragen der Veränderung von Parteien aufgrund

einerseits externer Einflüsse und Schocks (der so genannte Party Decline-Ansatz:

Wiesendahl 2010a; Wiesendahl 2010b), dessen Folgen, so die Vertreter dieser

früheren Linie, in einem Niedergang der Parteien kulminierten. Dieser Zweig der

Forschung wurde auch als »Krisenwissenschaft« bezeichnet, weil sie grundsätzlich

A) Parteienwan-
delforschung 

B) Parteien- 
typenforschung 

C) Innerparteili-
che Strukturen 
und Organisation 
(innerparteiliche 
Demokratie, IPD) 

D) Kandidaten 
und Leadership,  
Kommunikation/ 
Campaigning 
(IPD) 

E) Policies 
und Program-
matik 

1. Umwelt- 
deterministen 
Harmel/Janda 
1982 

1. Evolutionsmo-
delle 
Jun 2004; Heyme 
2002 

1. Rekrutierung 
Höhne 2013; Treibel 2013;  
Florack et al. 2005 

1. Ideologie 
König 2018 

2. Interaktionisten 
Harmel/Janda 
1994 

2. Parteien- 
familien 
Jun/Höhne 2011 

2. Reform  
Reichart-Dreyer 
2002; Gauja 2017 

2. Kampagnen 
Jungherr 2017; 
Schweitzer/ 
Albrecht 2011 

2. Zielformu-
lierung 
Krüper 2018 

3. Umwelt- 
verarbeitung 
Jun 2004 

3. Anarchische 
Modelle  
Schmid/Zolleis 
2005; Weick 1982 

3. Mobilisierung 
Dommett 2018; Marschall/Schultze 
2015; Roßteutscher/Schäfer 2016 

3. Strategie-
entwicklung 
und Formulie-
rung 
Heimrich 2013 

4. Neoinstitutiona-
listen 
Bukow 2009, 2013 

4. Hierarchische 
Modelle 
Duverger 1954; 
Michels 1911; 
Caverly 2014 

4. Integration und 
Partizipation 
Bieber 2014; Lutz 
et al. 2015; Mon-
tigny 2015 

4. Agenda-Setting 
Ordaz 2015; Bimber et al. 2015 

5. Mikropolitik  
Schmid/Zolleis 
2005 

 5. Präsidentialisierung/ 
neue Leadership 
Poguntke/Webb 2005; Helms 2008; 
Glaab 2010 

 

Integrativer An-

satz aus 3./4. und 
5.: Umweltverar-
beitung, Neoinsti-
tutionalismus und 
Mikropolitik als 
kombinierte Heu-
ristik 

Digitale Partei: 

Reform und In-
tegration digitaler 
Instrumente 

Überführung  

innerparteilicher 
Willensbildungsin-
strumente ins Di-
gitale (z.B. Direkt-
wahl von Kandi-
daten, Adhoc-
racy, digitale 
Plattformen) 

Digitales Cam-

paiging, digitale 
Kollaborativtools 
zu interner Ab-
stimmung, 
Hybride Außen-
kommunikation  
(z.B. VAA) 

Digitalpolitik 

als Policy (zu-
nehmende 
Beschäftigung 
innerhalb der 
Parteien mit 
Digitalpolitik 
als Politikfeld) 
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Fehlentwicklungen des Parteiwesens nachempfinden wollte. Dagegen beschäftigt

sich der zweite und weitaus modernere Strang mit einer Wandelperspektive auf

Parteien, die in erster Linie mit parteiinternen bzw. parteiabhängigen Einflüssen

zu tun haben: Dies sind anhaltender Mitgliederschwund, aber auch die Überal-

terung und schwindende Anbindung der Parteien an ihre Milieus mit der Folge

einer geschwächten Legitimationsbasis als »Vertrauens-, Repräsentations- oder

Legitimationskrise des Parteienstaates« (Decker 2007, 20).

Mit diesem Strang eng verbunden ist auch die Parteisystemforschung, deren

Wandel ebenso verschiedenen Veränderungen unterworfen ist wie jene der Struk-

turen von Parteien. Der heutzutage dominante Modus der Erforschung von par-

ty (system) change ist einem Evolutionsmodell unterzuordnen. Hier existieren ver-

schiedene Ansätze, die auch der Tabelle zu entnehmen sind (Bereich A); der stra-

tegische Ansatz wird aufgrund seiner geringen Reichweite nicht abgebildet. Alle

fünf hier dargestellten Ansätze suchen nach Ursachen von exogenen wie endo-

genen Einflüssen auf die Organisationsperspektive politischer Parteien (Wiesen-

dahl 2010a, 47). Allerdings eint alle diese Ansätze, dass sie wenig miteinander ver-

knüpft sind, was Wiesendahl auf ein »verbesserungsbedürftige[s] Reflektionsver-

mögen der Wandlungsforschung« (ebd., 56) zurückführt. Demnach sei Anpassung

immer auch eine Adaption in dem Sinne, dass Parteien »eigeninitiativ und pro-

aktiv« Wandel gestalten könnten (ebd.), was im Grunde eine starke Hinwendung

zu prozessorientierten theoretischen Basierungen nahelegt.Wandel, gesteuert von

den Parteieliten, ist dann nach dem interaktiven und dem umweltdeterministi-

schen Ansatz, eine Top-Down-Veranstaltung innerparteilicher Reform. Der neo-

institutionelle Ansatz fügt dem die außenkommunikative »Fassadenpolitik« oder

Symbolpolitik hinzu. Weiter gehen dagegen der Umweltverarbeitungsansatz, der

mikropolitische und der organisationsanarchische Ansatz, die versuchen, die ge-

samte Lebenswelt einer Partei sowie Feedbackprozesse mit in den Blick zu neh-

men. Diese Ansätze kalkulieren Scheitern mit ein. Für den hier interessierenden

Gegenstand der Digitalisierung von Parteien sind genau jene Ansätze besonders

hervorzuheben, da sie entgegen der landläufigen Zersplitterung der Parteienfor-

schung ein integratives und interaktives Vorgehen ermöglichen (zur ausführlichen

Diskussion: Wiesendahl 2013, 47)

B) Parteientypenforschung: Hierunter werden imWesentlichen alle Arbeiten sub-

sumiert, die sich mit der Entwicklung und Kennzeichnung von Parteien mittels

Typologien, einer klassischen politikwissenschaftlichen Forschungsmethode, be-

schäftigen. Der Anfang dieser Auseinandersetzung mit Parteientypen wurde si-

cherlich am Ende des 19. Jahrhunderts, mit dem Siegeszug der Mitglieder- und

Massenparteien (Jun 2013) gelegt. Wie der Überblick in Jun (2013, 123) zeigt, haben

sich seitdem die Beschäftigungen und Verfeinerungen der jeweiligen Parteienty-

pen entlang ihrer Aufgaben und Funktionen in demokratischen Systemen stark

ausdifferenziert. Beginnend mit der sogenannten Volkspartei (Kirchheimer 1965;
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Williams 2008), oder auch Catch-all-party (Blyth/Katz 2005; Katz/Mair 1996; Puhle

2002; Smith 2009) entstand ein breiter Forschungsstrang innerhalb der Parteien-

forschung, der sich der Entwicklung der Typen von Parteien und deren jeweiliger

Ausprägung widmet. Die hieran anknüpfende empirische Evidenz bzw. die Ope-

rationalisierung der jeweiligen Typen für empirische Forschung stand und steht in

diesem Bereich der Parteienforschung an erster Stelle. Neuere Studien behandeln

mit Blick auf die Digitalisierung den Typus der »Digitalen Partei« (Gerbaudo 2018;

Hartleb 2013; Margetts 2006) als Ausprägung und Manifestation der Beteiligungs-

wünsche in der Mitgliedschaft. Dem wird durch die Integration digitaler Plattfor-

men entsprochen, die es der Basis ermöglichen, direktmit der Parteiführung zu in-

teragieren. Für Kampagnen bedeutet die ›digitale Partei‹ eine starke Hinwendung

und Basierung auf und hin zu Social Media als Distributions- und Interaktions-

kanälen sowie zu datengestütztem Wahlkampf (Dommett/Temple 2018; Jungherr

2017).

C) Die innerparteiliche Organisation und Strukturen innerhalb von Parteien wur-

den zwar bisher nicht ganz außer Acht gelassen, dieses Feld der Parteienforschung

ist aber besonders schwer zugänglich (Wiesendahl 2010a).Die Formund Ausgestal-

tung von Entscheidungsprozessen sind zwar gut erforscht (Korte et al. 2018, 12),

insbesondere, wenn es um die Frage geht, wie Entscheidungsprozesse in Partei-

en herbeigeführt werden (Korte/Treibel 2012; Treibel 2013). Anders sieht es mit der

Durchsetzung von (digitalen) Reformen aus und der diesbezüglichen Abstimmung

und Koordination innerhalb der Parteien. Hier sind zwar Studien zur Auswirkung

auf dieMitgliederentwicklung einschlägig (Walter-Rogg 2013), eine Perspektive auf

die Mitbestimmung vonMitgliedern und/oder eine Ausweitung der Mitgliedsrech-

te und damit verbundene Veränderung desMitgliedsstatus hat bisher eher weniger

Forschung inspiriert (Scarrow 2018); ist damit doch immer auch ein Aufweichen

der Rückbindung an die jeweiligen Milieus sowie die notwendige Kalkulation der

Parteiführung mit dem Eigensinn und der Freiwilligkeit der Mitgliedschaft ver-

bunden. Was die Mitbestimmung, auch und insbesondere über digitale Mittel an-

belangt, ist dieses Feld aber noch ausbaufähig (Bieber 2014; Datts 2014).

D) Der Bereich der Forschung zu Kandidaten und Leadership enthält viele Stu-

dien, die sich rund um Personalisierung drehen, insbesondere Einzelfallstudien

und Fragen der Leadership – und der Verbindung der jeweiligen Parteiteile über

Führung – überwiegen hier (nur zur Veranschaulichung u.a.: Beyme 1996; Blondel

2010; Helms 2012; Helms 2014; Jun/Pütz 2010; Kenig 2009; LeDuc 2001). Aber auch

Untersuchungen und Studien, die sich Fragen der innerparteilichen Kandidaten-

auswahl und Parteiführung sowie Reformen und Neuerungen wie etwa Vorwahlen

widmen (Lev-On 2011; Vaccari 2013), sind hier hinzu zu rechnen (Cross 2013; Detter-

beck 2013; Höhne 2013, 2017). Wie allerdings Kandidaten und die Parteieliten auch

mittels elektronischer Mittel und über das Internet selegiert und letztlich gewählt

werden könnten, dazu gibt es bisher für den deutschen Fall keine umfassenden
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Studien. Für Spanien und Italien gibt es entsprechende Arbeiten (z.B.: Borge/San-

tamarina 2016).

E) Unter Policies und Programmatik als letzte und gleichzeitig forschungstech-

nisch größte Kategorie sind jene Studien zu subsumieren, die sich imWesentlichen

mit Fragen der programmatischen Orientierung und Ausrichtung von Parteien

und der Passung mit der Wählerneigung beschäftigen (Debus 2007; Debus/Mül-

ler 2013; Merz/Regel 2013; Polk/Kölln 2017; Romeijn 2018). Hier besteht auch ei-

ne große Schnittmenge mit der Wahlforschung und anderen Bereichen der poli-

tischen Soziologie. Studien in diesem Bereich bedienen sich oftmals des »Mani-

festo«-Korpus, in dem die Wahlprogramme von Parteien international verglichen

und mit automatisierten Analyseverfahren untersucht werden können (Allen/Mir-

waldt 2010; Klingelhöfer 2014; Merz et al. 2016; Volkens et al. 2013).1

Die Beschäftigung im Feld »Parteien und das Digitale« ist grundsätzlich eben-

so in den fünf Bereichen aus Tabelle 1 zu verorten, sie konzentriert sich bis dato

aber vor allem auf mit digitalen Instrumenten geführte Wahlkampagnen, neuer-

dings auch im Sinne eines data-driven campaignings (Jungherr 2017; Kefford 2018;

Oswald/Johann 2018). Im Zentrum des Interesses standen bislang vor allem Fra-

gen der Personalisierung und Professionalisierung von Wahlkampagnen (Bennett

2012; Enli/Skogerbø 2013; Figenschou et al. 2017; Kriesi 2012; Langer/Sagarzazu

2018; Rahat/Kenig 2018; van Aelst et al. 2012) und in Zeiten zunehmender Bedeu-

tung von Social Media auch in polarisierten Medienumwelten (De Nooy/Kleinni-

jenhuis 2013; Steiner/Martin 2012; Yardi/Boyd 2010), was allerdings in Bezug auf

die Polarisierung der Wählerschaft nichts Neues ist (Ansolabehere/Iyengar 1995).

Möglichkeiten zur aktiven Gestaltung haben sich bei Online-Wahlkämpfen gezeigt

oder bei Konsultationsverfahren über Programmatik und gar Koalitionsentschei-

dungen über das Internet (Dommett 2018). Sowar zwar in den vergangenen Jahren,

insbesondere dem letzten Jahrzehnt, eine deutliche Zunahme politischer Online-

Mobilisierung und entsprechender Online-Kampagnen in Wahlkampfphasen zu

beobachten (Voss 2014; Marcinkowski undMetag 2013; Unger 2012), allerdings noch

ohne tatsächlich wahlentscheidende Auswirkungen (Kefford 2018; Jungherr 2017).

Neuere Entwicklungen im Feld B) behandeln den Typus der »Digitalen Par-

tei« (Gerbaudo 2018; Hartleb 2013; Margetts 2006) als Ausprägung und Manifes-

tation der Beteiligungswünsche in der normalen Mitgliedschaft. Dem wird durch

die Integration digitaler Plattformen entsprochen, die es der Basis ermöglichen,

direkt mit der Parteiführung zu interagieren. Für Kampagnen bedeutet die digi-

tale Partei eine starke Hinwendung und Basierung auf und hin zu Social Media

als Distributions- und Interaktionskanälen sowie zu datengestütztem Wahlkampf

(Dommett/Temple 2018; Jungherr 2017). Damit verbunden ist auch eine organisati-

onsinterne Öffnung der Parteien gegenüber der orts- und zeitungebundenen Kol-

1 Vgl. hierzu auch den Beitrag von Norbert Kersting in diesem Band (Kersting 2019).
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laborativlogik der Plattformmedien (Van Dijck et al. 2018), was den in der Tabelle

1 unter C) 6. gelisteten Punkten entspricht.2

Hinzu kommt die Beschäftigung mit weiteren Formen und Arten von poli-

tischer Kommunikation auf der Mikroebene, also durch Politiker sowie die Dar-

stellung von Politikern und Parteien in Sozialen Medien (Bossetta 2018; Dimitro-

va/Matthes 2018; Ernst et al. 2019; Klinger/Russmann 2017; Lopez-Meri et al. 2017;

Stier et al. 2018; Vaccari 2017; Valera-Ordaz et al. 2018). Hier zeigen die meisten

Studien, die in erster Linie auf die PR-orientierte Außenkommunikation abstellen,

dass es in erster Linie die Politiker und Kandidaten selbst sind, die das Ausmaß der

Nutzung digitaler Technologie und insbesondere Social Media in der Hand haben.

Allerdings, so auch die Hauptargumentation dieser Forschungsrichtung, sind Po-

litiker mehr und mehr Getriebene der ausdifferenzierten hoch auswählbaren und

auswählendenMedienumwelt geworden (van Aelst et al. 2017). Eine besondere Aus-

prägung nimmt das so genannte Medienmanagement dann ein, wenn es im Sin-

ne von »political leadership« als Kapital eingesetzt wird. Dann werden über Per-

sonalisierungsstrategien die Personen und ihre Eigenschaften im Rahmen einer

Kommunikationsstrategie medial betont und indirekt über diese Personen Inhalte

vermittelt (Langer 2011; van Aelst et al. 2010).

Die gerade skizzenhaft geschilderte Fokussierung auf die Instrumente und For-

men derWahlkampfführung und etwaige Veränderung derselben durch Social Me-

dia verstellt allerdings den Blick auf die Perspektive des Organisationsalltags von

und in Parteien, nämlich zentral die Frage danach, wie Parteien als Organisation

mit der Digitalisierung umgehen und sie als soziale Praktik in ihre Organisations-

struktur integrieren – oder nicht. Mögliche Betätigungsfelder im Schnittfeld Par-

teien und Digitalisierung sind in dieser Hinsicht vor allem in der innerorganisa-

torischen, sprich innerparteilichen, Antizipation von Digitalisierung zu sehen, wo

bisher eher wenige Forscherinnen tätig sind (Dommett 2018; Dommett/Rye 2018;

Rye 2015). Das ist unter anderem auch damit zu begründen, dass die Konzeptent-

wicklung dessen, was innerparteiliche Demokratie bedeutet, lange auch von den

Parteien ignoriert wurde (Bieber 2014).Wie verändern einerseits zunehmende For-

derungen nach Beteiligung und Mitbestimmung die Parteistrukturen? Wie wirken

sich Formen digitaler Mitbestimmung aus und welche Konsequenzen hat dies für

den Aufbau einer Partei? Die Beschäftigung mit Fragen der digitalen innerpartei-

lichenWillensbildung und Demokratie sowie der Mitbestimmung und Beteiligung

vonMitgliedern, Unterstützern oder gar Sympathisanten (Scarrow 2015) geht dann

über die reine Einführung von E-Voting oder Online-Voting (Carter/Belanger 2012)

auf Parteitagen und anderen analogen Entscheidungsveranstaltungen weit hin-

aus – mit entsprechenden, unter Umständen problematischen demokratietheore-

tischen Konsequenzen (Lauer 2004; Lutz/Hoffmann 2017) – etwa dem Ausschluss

2 Vgl. hierzu auch den Beitrag von Jasmin Fitzpatrick in diesem Band (Fitzpatrick 2019).
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schwacher Interessen und anderer benachteiligter Gruppen aus der Parteiarbeit

(Kersting/Baldersheim 2004). Die zentrale Frage an dieser Stelle ist die nach der

Einbindung eben jener schwacher und unterrepräsentierter Interessen (je nach

Partei eher die Jüngeren, eher die Frauen oder eher die monetär schlechter Gestell-

ten) und wie sich dies im Sinne der Normalisierung auch in sozialen Netzwerken

wie Facebook verstetigt (Lev-On/Haleva-Amir 2016). Hier sind die Parteien gefragt,

die vor allem in der Regierungsposition als skeptisch bis reserviert oder vorsich-

tig gegenüber digitalen Neuerungen einzustufen sind (Borucki 2018). Interessante

Fragen in dieser Perspektive wären: Worin liegt die Beharrungskraft von Parteien

begründet? Gibt es Unterschiede zwischen Parteien darin, wie sie mit Digitalisie-

rung umgehen und womit sind diese zu begründen? Wie können Gestaltungsop-

tionen ausgemacht und ausgenutzt werden, um auch proaktiv und eigeninitiativ

mit Veränderungen durch die Digitalisierung (etwa steigender Anforderungen an

Transparenz und Responsivität) umzugehen? Hier wären regierende Parteien in

der Verantwortung, wenn es darum ginge, digitale Partizipationsformen innerhalb

der Parteien auch grundgesetzlich zu verankern und damit zu ermöglichen oder

grundsätzlich digitale Beteiligungsformate in anderen politischen Organisationen

gezielt zu befördern und Instrumente des E-Government zentral und offen (also

nicht proprietär) zur Verfügung zu stellen (etwa gemäß der zehn Prinzipien of-

fener Regierungsinformation; darunter Transparenz, Partizipation, Kollaboration;

Wewer 2014, 34).

In der Diskussion rund um Digitalisierung und Parteien verschmelzen drei

Forschungsstränge der Parteienforschung: Die Parteiwandelforschung wird in erster

Linie von Fragen des Wandels durch Digitalisierung adressiert, wenn Digitalisie-

rung als von extern kommender Einfluss oder Prozess konzeptualisiert wird, der

nicht nur eine technische Komponente hat, sondern auch transformierende gesell-

schaftliche Wirkmächtigkeit entfaltet.

Der zweite Bereich, die Parteiorganisationsforschung ist dann relevant, wenn da-

von ausgegangen wird, dass Digitalisierung nicht einfach einen linearen Kausal-

prozess auslöst, sondern auch und unmittelbar aus Parteiorganisationen heraus

wirkmächtig wird. Hiermit ist die Perspektive der Umweltverarbeitungsansätze,

Interaktionisten und Neoinstitutionalisten gefragt. Der dritte, beide genannten

Stränge vereinende Bereich ist die digitale Transformation von Parteien, die sich durch

»Partizipationalismus« (Gerbaudo 2018) und eine Plattformisierung der internen

Parteiarbeit kennzeichnen lässt. Die folgende Abbildung 1 soll dies veranschauli-

chen.

Die Parteiwandelforschung liefert nicht nur Untergangs- und Krisenszenarien,

sondern kann für die Erschließung des Feldes »digitale Parteien« von großemWert

sein. Hier sei zuerst an Arbeiten zu Parteireformen gedacht (Gauja 2017; Reichart-

Dreyer 2002), deren konzeptioneller Gehalt auch auf digitale Transformation an-

gewendet werden kann (Tabelle 1, C) 2. und 6.). Unter einer Parteireform versteht
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Abbildung 1: Verschmelzung zweier Forschungsstränge zu einem neuen.

Eigene Darstellung.

dieser Beitrag nach (Jun 2009, 188) »alle planvollen, auf strategische Entscheidun-

gen zurückzuführenden Veränderungen der Organisationsstrukturen einer Partei,

die unmittelbar das Binnenleben betreffen«. Es geht dabei also laut Bukow (2014,

134) primär um Veränderungen der formalen Strukturen, die in der Regel über die

Satzung festgelegt sind; das können etwa die Einführung von Urwahlen oder Di-

rektwahlen von Kandidaten sein. Insbesondere dann, wenn es um eine Öffnung

und Veränderung von Parteien, auch mit digitalen Mitteln geht, ist dieser Bereich

zur theoretischen Basierung lohnenswert (Gerl et al. 2016).Mit Parteireformen und

einer Öffnung ist oftmals auch eine Veränderung der Mitgliederstruktur von Par-

teien zu beobachten (Korte et al. 2018).

Die Perspektive auf Parteireformen hat die Parteiwandelforschungmit der Par-

teiorganisationsforschung gemeinsam, die zentral auf Veränderungen in Organi-

sationsstrukturen aufgrund vielfältiger Ursachen fokussiert. Hier ist es sekundär,

aus welcher Richtung der Veränderungsimpuls eintritt (von extern oder intern,

als Schock oder schleichend). Relevant ist in erster Linie, inwiefern sich Entschei-

dungen und Entscheidungsfindungsprozesse über Programme, Kandidaten und

Strategien oder gar Strukturen ins Digitale verlagern (lassen) und welche Folgen
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das jeweils für die Organisationsstruktur zeitigt. Hinzu tritt als letzte Dimensi-

on in diesem Feld die Frage nach der Machtverteilung und etwaigen Machtgleich-

gewichten zwischen Führung, Funktionärsebene und Basis – und welche Effekte

hier im Sinne eines Bypassing durch und über Social Media zu beobachten sind

(Chiru/Gherghina 2017).

Wenn wir von der digitalen Transformation in Parteien sprechen, ist damit

immer auch die Transformation durch Parteien gemeint. Digitalisierung als so-

ziale Praktik durchdringt Parteien als politische Organisationen und katalysiert

unter Umständen gesellschaftliche Bedingungen in und aus Parteien, die ohnehin

bereits wirkmächtig geworden sind. Dies lässt sich 1) an der zunehmenden Nut-

zung parteiinterner Plattformen festmachen, die denen kommerzieller Drittanbie-

ter gleichen bzw. von ihnen entwickelt werden. 2) an der Nutzung sozialer Netz-

werke sowohl durch die Parteien als Organisationen (Reichard/Borucki 2015) sowie

durch die einzelnen Politiker selbst und 3) durch eine immer professionellere Ge-

staltung der parteiexternenKommunikation (Gibson et al. 2017).Damit verbunden,

bzw. mit einer daran anknüpfenden Veränderung der innerparteilichen Organisa-

tionskultur werden auch die demokratietheoretischen Konzepte wie Legitimität,

Responsivität, Repräsentation und Glaubwürdigkeit transformiert oder zumindest

um weitere Dimensionen ergänzt. Für die Legitimität bedeutet das, dass Parteien

und ihre Mitglieder – egal, ob auf Führungs-, Funktionärsebene oder an der Ba-

sis – gefordert sind, nachvollziehbare und vor allem transparente Entscheidungen

zu treffen und diesen Prozess auch zu kommunizieren. Damit zusammen hängt

zentral auch die Frage nach der Responsivität. Also der Reaktion auf Erwartun-

gen, die besonders im Digitalen an Parteien als Akteure in Staat und Gesellschaft

herangetragen werden – bei der Gefahr für die politischen Akteure, Kontroll- und

Machtverluste zu riskieren (Borucki/Jun 2018, 32ff.).

3. Digitale Transformation von Parteien
als nicht mehr so neues Betätigungsfeld der Parteienforschung

Wie eingangs erwähnt, lässt sich die Forschung zur Digitalisierung und den Aus-

wirkungen der Internetnutzung, unabhängig von der Parteienforschung, auf das

politische und gesellschaftliche System in eher optimistische, teilweise utopisti-

sche und skeptische bzw. pessimistische Szenarien einteilen.

Die so genannten Technik-Deterministen oder auch Cyber-Optimisten vertreten

mit der Transformationsthese die Auffassung, dass das Internet zu völlig neuen

Interaktions- und Kommunikationsformen führt (Postman 1993), was letztlich in

einer Transformation der Demokratie endet. Kurzum: Bessere und transparentere

Demokratie ist hier das Diktum. Durch eine produktive Nutzung diskursiver Räu-

me im Internet könne jeder an politischen Prozessen beteiligt werden (Kriesi 2008)
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und sogar eine Steigerung von Empowerment durch Partizipation erreicht werden

(Lilleker 2013; Scullion et al. 2013). Das ist deshalb der Fall, weil digitale Diskursräu-

me unabhängig funktionieren und auch diese Räume hybrid zwischen Online und

Offline gemixt werden. Natürlich stellen das Internet und insbesondere Plattform-

medien ein immenses Potenzial für politische Partizipation auch in Parteien dar –

gerade, was die Online-Kommunikation anbelangt (Voss 2014, 9), die von den Mit-

gliedern und Wählern eingefordert wird: »Der Ruf nach mehr Beteiligung […] ist

für gewöhnlich die Forderung nach […] organisierten, verbindlichen Beteiligungs-

formen, nach qualitativenMöglichkeiten der frühzeitigen Einbindung in politische

Entscheidungsprozesse« (Voss 2014, 9). Dass Online-Formate dabei kostengünstig,

schnell und ortsungebunden sind, käme einer umfassenden Ermöglichung politi-

scher Teilhabe in Parteien nur zugute. Allerdings stellt sich dann die grundsätzliche

Frage, was Partizipation und Beteiligung in Parteien in der digitalen Gesellschaft

überhaupt bedeuten. Denn

»angesichts des starken Rückgangs des politischen Organisationsgrads der Bevöl-

kerung […] stellt sich bei Parteien […] die Frage, wie und wie viel politische Par-

tizipation sie ermöglichen. Die Piratenpartei hat in der näheren Vergangenheit

gezeigt, was in diesem Bereich möglich ist und hat dadurch auch andere Parteien

beeinflusst.« (Voss 2014, 9).

In diesem Zusammenhang ist für Parteien zentral, dass durch digitale Mittel eine

vormals vorhandene autoritative Entscheidungsfindung dezentralisiert wird sowie

Amateure und Quereinsteiger direkt an Entscheidungsfindung beteiligt werden

können – eine Aufweichung der Machtlogik und damit verbundenen Hierarchie

also unter Umständen damit einher geht. Hierdurch werden »Willensbildungspro-

zesse ›bottom-up‹, also von der Basis hin zur Parteiführung, organisiert […] und so-

mit [werden] existierende Kommunikationshierarchien abgebaut« (Marschall 2013,

275). Im Mittelpunkt steht dann die Frage, ob auch durch von »Amateuren« und

»Quereinsteigern« ohne langjährige Erfahrung in der Parteiarbeit herbeigeführte

Entscheidungen Verbindlichkeit hergestellt werden kann und diese entsprechend

bindend ist. Damit verbunden ist dann eine Ausdünnung der Machtbasis der mitt-

leren Parteieliten, die sich unter anderem aus diesen Gründen logischerweise auch

dagegen sperren dürften, ausschließlich über digitale Kanäle abzustimmen und di-

gitale parteiinterne Beteiligungsformate einzuführen.

Die Cyber-Pessimisten dagegen werden auch als Soziodeterministen bezeichnet,

weil sie postulieren, dass sich durch das Internet bestehende Ungleichheiten noch-

mals verstärken und bestehende Strukturen und Machtverhältnisse damit eben-

falls unangetastet bleiben (Negroponte 1995). Gemäß der damit verbundenen Ver-

stärkerthese (international als Normalisierung bekannt; Hirzalla et al. 2010; Koc-

Michalska et al. 2016; Lev-On/Haleva-Amir 2016; Marschall/Schultze 2012; Resnick

1998; Wright 2012) sind digitale Mittel nicht in der Lage, gesellschaftliche Unter-
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schiede zu begradigen, sondern sie verstärken diese sogar noch (Goodin/Dryzek

2006; Schradie 2018). Bisherige Studien zur Partizipation und politischen Teilha-

be seit dem »deliberative turn« und den damit verbundenen demokratischen In-

novationen (Gibson/Cantijoch 2013; Koc-Michalska et al. 2016; Kersting 2013) legen

zudem für die Mikroebene das Entstehen neuer Typen expressiven politischen Ver-

haltens in Online-Foren nahe, was denen zu Gute kommt, die ohnehin bereits über

ausreichend Ressourcen verfügen, ihre Meinung zu äußern und eine gewissen in-

dividuellen Selbstdarstellungsdrang befriedigt. Gerade auf der lokalen Ebene öff-

nen sich Parteien solchen deliberativen und partizipativen Instrumenten des »in-

vited space« und »invented space«, einer hybriden Demokratie und profitieren von

deren Anwendung (Gabriel/Kersting 2014; Kersting 2017). Weiter angewendet auf

Parteien bedeutet dieses Paradigma nicht nur das Verstetigen bestehender Spal-

tungen, sondern auch die unter Umständen steigende Möglichkeit zur Überwa-

chung und Steuerung der Mitgliedschaft durch die Machteliten. Stefan Marschall

folgert daraus, dass

»Parteieliten die Internet-Anwendungen gezielt für ihre Zwecke instrumentalisie-

ren und dass die neuen Kommunikationsoptionen die Rolle des Parteimanage-

ments in der innerparteilichen Willensbildung effektiv festige[n] (›top-down‹)«

(Marschall 2013, 275).

Mit den möglichen Verschiebungen zwischen demokratischen Institutionen und

Zivilgesellschaft bzw. Internet und Parteien zusammen hängt ein Funktionswandel

politischer Parteien zu darstellenden Funktionen (Sartori 1976, 24f.), der wiederum

durch externe wie interne Prozesse wie Medialisierung (Donges 2008) oder Profes-

sionalisierung (Borchert 2003) beeinflusst wird. Die als Repräsentationsfunkionen

klassifizierten Pflichten von Parteien sind laut Schmitter (2001, 74-84) der Wett-

bewerb in Wahlkämpfen, Aufbauen symbolischer Identität, Regierungsbildung so-

wie Interessenartikulation. Laut Sorauf (1975) sollten Parteien grundsätzlich ihre

Funktionen so ausfüllen, dass diese immer auf Repräsentation zurückgeführt wer-

den können. Hierzu entwirft er drei Dimensionen, in denen Parteien diese Reprä-

sentationsfunktionen erfüllen sollen: Societyness (Gesellschaftlichkeit), Stateness

(Staatlichkeit) und der intermediäre, also vermittelnde Status (intermediary). Zu

repräsentativen Funktionen sind neben der Partizipation, also der Willensbildung

in und durch Parteien, die gesellschaftliche Integration sowie die Information zu

rechnen, ebenso wie die Sozialisierung und damit verbundene Politisierung sowie

zuletzt Mobilisierung hierzu zählen (Jun 2013, 123). Zu den expressiven Funktio-

nen rechnet die Parteienforschung (etwa: Schmitter 2001) die Rekrutierung von

Personal, Aggregation und Artikulation von Interessen, Bildung von Mehrheiten,

Sichern von Responsivität, Regieren bzw. Regierungsbildung, Legitimation poli-

tischer Entscheidungen, Organisation von Opposition sowie Mobilisierung durch

Kommunikation in und außerhalb vonWahlkampfzeiten. Diese Funktionenbündel
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werden in der Parteienforschung (anders als der Partizipationforschung [Enders-

by/Towle 1996]) deshalb expressiv genannt, weil sie innerhalb der politischen Kom-

munikation einer Partei deren Agency für Erwartungen und Interessenartikulati-

on aus der Bevölkerung beinhaltet. Sartori (2005, 24) betont hier den Zwei-Wege-

Charakter dieser Funktion, wobei er mit Expression die an Parteien gerichteten

Erwartungen verstanden wissen will. Die Hinwendung zu vornehmlich ausdrü-

ckenden und darstellenden Funktionen ist insofern als Organisationsumbruch für

politische Parteien zu sehen, der mit dem omnipräsenten neuerlichen Struktur-

wandel der Öffentlichkeit verschränkt ist.

Die von einer Verschiebung hin zu eher darstellenden Funktionen im Wesent-

lichen betroffenen Funktionen sind die Partizipation von Mitgliedern, Funktionä-

ren, aber auch Außenstehenden, wie Wählern. Die Integration gesellschaftlicher

Minderheiten und sozial Schwacher, die Information über Programmatiken und

Ideologie sowie die Sozialisation und Mobilisierung zu politischem Aktivismus

sind dann aus den veränderten Anforderungen an Parteien gerichtete Funktionen.

In erster Linie handelt es sich in dieser Hinsicht um einenWandel von repräsenta-

tiven zu expressiven Funktionen, mit der Konsequenz, dass Parteien sich zuneh-

mend nur auf das Regieren ausrichten: »When parties become less expressive […]

they become more inclined to present themselves to voters as governors and to ask

to be judged as governors« (Mair 2009, 9). Diese funktionale und gouvernementale

Veränderung ist verbunden mit einer Hinwendung der Parteien zu symbolischer

Politik und Politikdarstellung (Sarcinelli 1987) oder gar einer zur Fassade gerierten

Show von Demokratie (Crouch 2004) als Simulation (Blühdorn 2013) sowie einer

damit einhergehenden Aushöhlung der (innerparteilichen) Demokratie als Spiegel

der Gesellschaft.

Was die Repräsentation durch Parteien anbelangt, zeigt die Forschung, dass die

eingangs angesprochene Normalisierungsthese wirkmächtiger ist als die Trans-

formationsthese: Bestehende Ungleichheiten verstärken sich im Digitalen schlicht

und die Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen auch und gerade über das

Netz ist komplex. Hinzu kommt die zunehmende Polarisierung der (Netz-)Bevöl-

kerung und derWählerschaft gleichermaßen (Prior 2013; Steiner/Martin 2012). Da-

mit ist ein Organisationsumbruch dahingehend verbunden, als dass Parteien die

Aspekte von Digitalisierung sowohl im Inneren als auch Äußeren antizipieren kön-

nen und nicht nur Getriebene, sondern Treiber der Entwicklung sind. Einen Or-

ganisationsumbruch durchlaufen Parteien angesichts der Digitalisierung deshalb,

weil dieses Phänomen quer zu bisherigen Organisationsstrukturen funktioniert

und bisherige Organisationsformen und -prinzipien klar durchdringen kann. In-

wiefern und inwieweit dies aber tatsächlich umgesetzt wird, liegt in der Hand der

Parteien und ihrer Entscheider.
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4. Künftige Forschungsfelder

Wie dieser Beitrag gezeigt hat, gibt es viele Felder, in denen Parteien und ihr Um-

gang mit Digitalisierung erforscht werden können und auch teilweise bereits er-

forscht werden. Dass es sich hierbei bisher allerdings um eine eher selektive Be-

schäftigung vor allem mit Wahlkampagnen und Einzelphänomenen handelt, wur-

de ebenfalls deutlich. Insofern wäre es im Sinne einer integrativ-orientierten Par-

teienforschung wünschenswert, das Thema Digitalisierung nicht nur in den dar-

gestellten Einzelbereichen rund umWahlkämpfe, Personalisierung, Kommunikati-

onsstrategien und in Einzelfallstudien zu bearbeiten, sondern auch als Metathema

zu beleuchten, das alle Dimensionen der Parteien und damit auch der Parteienfor-

schung erfasst. Zu diesem Zweck erscheinen die im ersten Teil dargestellten pro-

zessorientierten Ansätze der Parteienforschung gut geeignet, weil sie zumindest

theoretisch den Einblick in das Binnenleben einer Partei mittels entsprechenden

empirischen Materials zu fassen ermöglichen.

Eine solche umfassende Sicht auf Parteien bedeutet auch, die Rückkopplung

von Parteien in das politische System, sprich ihr Hineinwachsen in den Staat, aber

auch die Verbindung zu den Bürgern und die Zivilgesellschaft nachzuvollziehen.

In der ersten Perspektive sind damit Verbindungen der party in public office bzw.

die Anstrengungen der jeweiligen Fraktionen im Parlament, Digitalisierung als Po-

litikfeld zu besetzen sowie digitale Mittel als Organisationsrealität anzuerkennen,

verbunden. In der zweiten Perspektive geht es dann um Forschungsvorhaben, die

sich bewegungsförmigen Organisationen annehmen und hier untersuchen, was

gangbare Alternativen zu Parteien sein könnten bzw. wie Parteien innerhalb ih-

rer Organisationsstruktur Digitalisierung als soziale Praktik zur innerparteilichen

Demokratie und Mitbestimmung nutzen, ohne dabei die genannten Probleme der

neuerlichen Exklusion und digitalen Spaltung noch zu verschärfen. Das bedeutet

dann auch eine Anpassung und Adaption von Parteien an die Logiken digitaler Me-

dien und Kanäle (etwa die Logiken der Vernetzung, Kollaborativität, Viralität und

Konnektivität) aber auch die damit verbundenen Praktiken, die klassischen Par-

teiorganisationen diametral entgegenstehen (Tenscher/Borucki 2015; siehe Fitzpa-

trick 2019; Hofmann 2019 in diesem Band).

Auch wäre denkbar, die Formen von Partizipation und Mobilisierung durch

und in Parteien über digitale Kanäle und Mittel genauer in die Forschung mit-

einzubeziehen. Hier ist insbesondere die Forschung zu sozialen Bewegungen und

Protest interessant (Kneuer/Richter 2015; Sampedro/Mosca 2018; Theocharis/van

Deth 2018), da sie losgelöst von einem engen Organisationsbegriff wie es der Par-

teienbegriff doch manches Mal ist, zu operieren und theoretisch neue Wege zu

gehen. Denkbar sind in diesem Bereich Untersuchungen zur Entstehungsumge-

bung neuer Parteien, ihren Milieus und ihrer Herkunft – auch in Zusammenhang

mit dem breiten Theorieschatz aus der Institutionalisierungsliteratur in Kombi-
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nation mit den vielen Vorarbeiten zu Party Change (Arter/Kestilä-Kekkonen 2014;

Basedau/Stroh 2008; Harmel/Svåsand 1993; Janda 1980; Randall/Svåsand 2002; Ro-

se/Mackie 1988).

Da Digitalisierung und die damit verbundene gesellschaftliche Transformati-

on quer zu allen Themen und Bereichen liegt und den Gegenstand der Parteien

organisatorisch, technisch, sozial, gesellschaftlich und damit inhaltlich wie perso-

nell durchdringt, ist eine hier favorisierte quer liegende Betrachtungsweise ange-

bracht. Wie dies umzusetzen ist, liegt im Interesse einer jeden Forscherin. Doch

einige Anregungen könnten sein: Die Organisationsrealität politischer Parteienmit

denen anderer politischer Organisationen zu vergleichen und nach Best-Practice-

Beispielen zu fahnden, die im Sinne einer neo-institutionalistischen und integra-

tiven bzw. umweltverarbeitenden Perspektive auch für Parteien zu gelten haben

(Tabelle 1). Des Weiteren wäre eine vergleichende Analyse der Organisationskultur

(also der Bereiche C) und D) in Tabelle 1) verschiedener Parteien zu bestimmten

Zeitpunkten interessant, um zu vergleichen, welche Strategien und Lösungen zum

Umgang mit Digitalisierung in der jeweiligen Organisationrealität und im jewei-

ligen Teilbereich (Bereiche D und E in Tabelle 1) existieren. Hier ist auch ein in-

terdisziplinärer Blick in die PR-Literatur lohnenswert, die sich umfassend mit der

Organisationskultur beschäftigt hat (Huck 2004; Rhee/Moon 2009; Schein 2006;

Sriramesh et al. 1992). Denn klar ist: Digitalisierung als umfassender Prozess kann

aufgrund seiner hier angesprochenen Vieldimensionalität auch für politische Par-

teien nicht umfassend erforscht werden. Hier bedarf es zunächst kleinteiliger Zu-

gänge und Puzzlearbeiten, allerdings nicht in der Weise, in der die Theorie- und

Methodenbildung der Parteienforschung bisher operiert hat, sondern mit einem

Weitblick für die bereits vorhandene Vielfalt in beiden Bereichen, ohne weiter-

hin »hermetisch« vor sich hin zu forschen (Wiesendahl 2013, 47f.). Eine interes-

sante, auch quer zu bisher unternommenen Forschungsanstrengungen liegende

Perspektive bietet die der Partei als Netzwerk (Bawn et al. 2012). Dieses Paradig-

ma verspricht, jenseits von Hierarchien und klassischen Strukturen, die formal er-

sichtlich sind, tatsächliche Kooperationen und Vernetzungen aufzuspüren – und

dies, entlang von Kennzahlen wie Homophilie, Zentralität oder Interaktivität von

im Netzwerk Aktiven. Insofern stellt diese Richtung der Forschung ein vermitteln-

des Paradigma zwischen bereits bestehenden Ansätzen der Parteienforschung dar

(Stegbauer 2008).

Grundlegend stellt sich in diesem Zusammenhang auch die Frage, inwiefern

Parteien als spezielle Intermediäre und politische Organisationen heutzutage noch

in der Lage sind, als zentrale Kommunikatoren auf die Anforderungen einer digi-

talen Gesellschaft adäquat einzugehen, und zwar dahingehend, dass Anfragen und

Inklusionsbedürfnisse aus der Bevölkerung tatsächlich aufgenommen und artiku-

liert werden können. Ein auch in digitalen Kontexten maximiertes Ineinanderflie-

ßen von Organisationen, Personen, Programmatik/Ideologie, Strategie und Kom-
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munikation dieser ist dabei aus politikpraktischer Sicht unerlässlich: Hierbei darf

auch nicht ausgeschlossen werden, ein Scheitern in und von Parteien mit zu be-

trachten, insbesondere wenn die Parteienforschung nicht nur affirmativ operiert,

sondern kritisch und distanziert zu beiden Phänomen – Digitalisierung und Par-

teien – Stellung bezieht.
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